
Wie die Installation in einer vorhandenen und
bereits fertigen Wohnung erfolgen kann, das
hängt von den dort gegebenen Bedingungen
ab. Sollte nur eine einzelne Leitung zu ver- 
legen sein, was hier vermutlich der Fall ist,
dann müsste eine Lösung in einfacher Weise
zu finden sein. Sowohl die Leitung als auch
der Fußboden müssen gegen Beschädigungen
geschützt sein. Nach Abschnitt 4.3 in [1] müs-
sen folgende Forderungen beachtet werden:
„Die Leitung(en) sind parallel zu den Wänden
in den Installationszonen für den Fußboden-
bereich nach Bild 3 zu verlegen:
• Installationen im Raum mit einer Breite von

30 cm mit einem Wandabstand von min-
des tens 20 cm;

• Installationen im Türdurchgang mit einer
Breite von 30 cm mit einem Wandabstand
von mindestens 15 cm.“

Beim Verlegen einer einzelnen Leitung redu-
ziert sich die Breite auf ein Minimum. Sollten
weitere Leitungen und auch Rohrleitungen für
andere Gewerke zu verlegen sein, müssen
weitere Forderungen beachtet werden. Ent-
sprechende Angaben dazu sind der Norm [1]
zu entnehmen. Darüber hinaus sind bei der
Verlegung auch die Festlegungen in DIN VDE
0100-520 [2] zu beachten. In Betracht kommt
bei direkter Einbettung in den Fußboden die
Verlegeart mit der Referenz-Nr. 52 in Tabelle
52 H von [2]. Möglich ist aber ebenfalls das
Ver legen im Schutzrohr (Referenz-Nr. 53 in Ta-
belle 52 H). Dies ist aber nicht gefordert [2].
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Energiezählung nach 
Erhöhung der Leistung

? Ein Auftraggeber und „Planer“ möchte
seine Anlage erweitern und hat da-

durch einen erhöhten Leistungsbedarf, was
er durch eine Direktmessung (in Thüringen
üblicherweise 3 x 50 A) absichern kann. In
der Regel muss hierfür eine Wandlerzählung
installiert werden. Um Kosten einzusparen,
kam der Auftraggeber auf die Idee, einen
zweiten Zählerplatz mit nochmals 3 x 50 A zu
installieren und die gezählten Adern phasen-
gleich hinter der Hauptleitungsklemme zu-
sammenzuklemmen um dann 3 x 100 A zur
Verfügung zu haben (Bild �). Ich gehe davon
aus, dass diese Installationsweise nicht
 zulässig ist. Allerdings habe ich in den VDE-
Bestimmungen weder Argumente gefunden,
die dagegen sprechen, noch fand ich Anga-
ben dazu, unter welchen Bedingungen eine
 solche Installation möglich ist.
Ist die beschriebene Installationsweise zu-
lässig – und wenn ja, welche Bestimmungen
und Vorschriften sind dabei zu beachten?

! Wie der Anfragende richtig recherchiert
hat, geben die Errichtungsnormen der 

Reihe DIN VDE 0100 und die Technischen An-
schlussbedingungen der Netzbetreiber Hin-
weise zur und stellen Anforderungen an die 
Errichtung elektrischer Anlagen. Hieraus ergibt
sich, wie eine elektrische Anlage zu errichten
ist, damit sie ohne Gefahr sicher, zuverlässig
und ohne Netzrückwirkungen betrieben wer-
den kann und den gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen und Forderungen entspricht.
Die Niederspannungsanschlussverordnung
(NAV) [1] legt in § 22 (1) fest, dass der An-
schlussnehmer für Mess- und Steuereinrich-

tungen Zählerplätze nach den anerkannten
Regeln der Technik unter Beachtung der tech-
nischen Anforderungen nach § 20 der NAV [1]
vorzusehen hat. Der § 20 in [1] berechtigt die
Netzbetreiber, in Form von Technischen An-
schlussbedingungen (TAB) weitere technische
Anforderungen an den Netzanschluss und an
andere Anlagenteile sowie an den Betrieb von
elektrischen Anlagen festzulegen, soweit dies
aus Gründen einer sicheren sowie störungs-
freien Versorgung, insbesondere im Hinblick
auf die Erfordernisse des Verteilernetzes, not-
wendig ist.
In Abschnitt 7.1 (3) der TAB 2007 [2] steht:
„Ist in der Anlage des Kunden regelmäßig wie-
derkehrend ein Betriebsstrom von mehr als
63 A zu erwarten, so ist zusätzlich Kapitel 7.5
zu beachten.“
Kapitel 7.5 Wandlermessungen (halbindirekte
Messungen) verweist wiederum auf die netz-
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betreiberspezifischen Anforderungen an die
Stromwandler-Zähleranlagen: 
„Ist in der Anlage des Kunden regelmäßig 
wiederkehrend ein Betriebsstrom von mehr
als 63 A zu erwarten, so stimmt der Errichter
die Art der Mess- und Steuereinrichtung und
entsprechend die Ausführung des Zähler- 
platzes mit dem Netzbetreiber ab.“
Damit ist eigentlich rein technisch schon alles
gesagt. Es gibt allerdings auch energiewirt-
schaftliche Gründe, die einen Anlagenaufbau,
wie er vom Kunden des Anfragenden ge-
wünscht wird, ausschließen.
Durch die vorgeschlagene Anschlussvariante
entstehen dem Anschlussnutzer dauerhaft
Mehrkosten, weil der Messstellenbetrieb und
die Messdienstleistung immer für zwei Zähler
bezahlt werden muss. Gemäß § 12 der Strom-
netz-Zugangsverordnung (StromNZV) [3] 
müssen Kundenanlagen mit einem voraus-
sichtlichen Jahresenergiebedarf von derzeit 
> 100 000 kWh über eine registrierende Last-
gangmessung abgerechnet werden. Kunden-
anlage ist im geschilderten Fall die komplette
Anlage. Da solche Jahresverbräuche bei An-
lagen mit Betriebsströmen von 100 A in der
Regel erreicht werden, wäre es notwendig, auf
beiden Zählerplätzen Lastgangszähler mit
Summationseinrichtung und Zähldaten-Fern-
auslesung zu installieren. Die bei diesem
Messaufwand erheblich höheren jährlichen
Kosten für Messstellenbetrieb und Mess-

dienstleistung gehen zu Lasten des An-
schlussnutzers.
Der Kunde scheint deswegen langfristig gut
beraten, sich eine Stromwandler-Zähleranlage
installieren zu lassen, die dann auch noch die
Möglichkeit bietet, einen weiteren Zuwachs an
Leistungsbedarf ohne erneute Umbauarbeiten
sicherzustellen.
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Teilweiser Berührungs-
schutz in Schaltanlagen

? Zu der Nachrüstung eines Berührungs-
schutzes für Bedienvorgänge in Schalt-

schränken gemäß Anhang 1 von BGV A3 
habe ich folgende Fragen:
In der betriebseigenen Schreinerei unserer
Einrichtung werden noch etwa fünfzehn Alt-
maschinen betrieben, deren Schaltschränke
noch nicht entsprechend BGV A3, § 4, Abs.
6 nachgerüstet wurden (Realisierung des
teilweisen Berührungsschutzes für Bedien-
vorgänge bis 31.12.1999). Die betreffenden
Maschinen werden nur gelegentlich benutzt,
sodass eine Nachrüstung aus Wirtschaftlich-
keitsgründen nicht vertretbar wäre. Zum Teil
werden auch die Mindestvorschriften für 
Arbeitsmittel laut Anhang 1 der BetrSichV
nicht vollständig erfüllt.
Ist die BGV A3 hierfür noch gültig oder ist die
TRBS 2131 Elektrische Gefährdungen anzu-
wenden? 
Kann durch die Anbringung eines auffälligen
Warnschilds am Schaltschrank, mit dem
Text „Öffnen des Schaltschranks nur durch
Elektrofachkräfte. Bedienen und Arbeiten am
Schaltschrank nur unter Beachtung der 5 
Sicherheitsregeln“, auf die Nachrüstung des
teilweisen Berührungsschutzes verzichtet
werden? 

! Die Unfallverhütungsvorschrift BGV A3 [1]
ist als autonome Rechtsnorm der gesetz-

lichen Unfallversicherungsträger nach wie vor
für Unternehmer und Versicherte gültig. Wann
und wie eine Anpassung zwischen der TRBS
2131 [2] und der BGV A3 [1] erfolgen wird,
kann derzeit noch nicht beurteilt werden. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die
Technischen Regeln zur Betriebssicherheits-
verordnung (TRBS) dem Unternehmer/Arbeit-
geber in erster Linie Beispiele für Maßnahmen

nennen, bei deren Beachtung er die Vermu-
tung der Einhaltung der Betriebssicherheits-
verordnung für sich geltend machen kann.
Dem gegenüber sind die Unfallverhütungsvor-
schriften ebenso wie das Arbeitsschutzgesetz
[3] und die Betriebssicherheitsverordnung [4]
verbindliche Regelungen. Somit ist die bisher
unterlassene Umrüstung der Schaltanlagen
als ein Verstoß gegen eine Unfallverhütungs-
vorschrift zu beurteilen, die zu einem Bußgeld
durch die Berufsgenossenschaft führen kann.
Sollte sich ein Unfall ereignen, sind die verant-
wortlichen Führungskräfte unter Umständen
dem Vorwurf der Fahrlässigkeit ausgesetzt.
Die vom Anfragenden vorgeschlagenen Ersatz -
schutzmaßnahmen (Warnschilder, Einsatz von
Befähigten Personen etc. sowie auch weiter-
gehende Vorkehrungen) können, wenn über-
haupt, nur nach Absprache mit der für den
 Betrieb zuständigen Berufsgenossenschaft 
toleriert werden. Der Vorstand dieser Berufs-
genossenschaft wird dann im Rahmen einer
Einzelausnahmegenehmigung entsprechende
Randbedingungen für eine unter Umständen
zeitlich begrenzte Tolerierung der Abweichung
von einer gültigen Unfallverhütungsvorschrift
festlegen.
Die in dem Arbeitsschutzgesetz [3], der Be-
triebssicherheitsverordnung [4] sowie in den
technischen Regeln für Betriebssicherheit [2]
beschriebenen und geforderten Maßnahmen
bedingen nicht nur eine Gefährdungsbeurtei-
lung, sondern verlangen auch, den Stand der
Technik (§ 4, Nr. 3, von [3] und § 4 (2) von [4])
als Kriterium bei der Ausrüstung von Anlagen
zu beachten. Dies fordern auch die Unfallver-
hütungsvorschriften allgemein in BGV A1 [5]
und speziell in BGV A3, § 2, Abs. 2 [1].
Für die Maßnahmen des teilweisen Berüh-
rungs schutzes sind in der Norm DIN EN
50274 (VDE 0660-514) [5] sowie ihrer Vor-
gängernorm die Einzelheiten des Standes der
Technik für die Auslegung des teilweisen
 Berührungsschutzes in Niederspannungs-
Schaltanlagen seit mehr als zwei Jahrzehnten
festgelegt. Diese Norm ist somit auch bei
 einer Beurteilung der Situation nach [3], [4]
und [2] anzuwenden.
Zur Lösung des vorliegenden Problems wird
empfohlen, unverzüglich mit der zuständigen
Berufsgenossenschaft Verbindung aufzu-
nehmen, die ihrerseits das zuständige Amt 
für Arbeitsschutz/Gewerbeaufsichtsamt hin-
zuziehen wird, um eine gemeinsame Beurtei-
lung der Anlagen durchzuführen. Dabei wird
dann nach Absprache mit dem Betreiber der
Anlagen eine Lösung dazu vereinbart, wie
eventuell zeitlich befristet ein Weiterbetrieb
der Anlagen toleriert werden kann. Auf der
Grundlage dieser Absprache wird die Berufs-
genossenschaft bei einer einvernehmlichen
Lösung die Einzelausnahmegenehmigung
 ausfertigen. Im Rahmen der gemeinsamen
 Besichtigung können dann auch Regelungen
hinsichtlich der Abweichungen der Anlagen
von Teil 1 der Betriebssicherheitsverordnung
[4] vereinbart werden.
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